 SEQ CHAPTER \h \r 1Wer darf bei Verdacht einer Legasthenie/Dyskalkulie (Lese- und Rechtschreibstörung/Rechenstörung) diagnostizieren? 
- Eine Themenstellung aus der Beratung im Sommer 2012 -

Frau M. erzählte, dass Ihre Tochter (derzeit Anfang 3. Klasse) im 1. Halbjahr der 2. Klasse noch immer nicht in Silbensynthese lesen konnte, und erhebliche Schwierigkeiten bei der Laut-Buchstaben-Zuordnung hatte. Die Probleme bestünden auch heute noch.  Im Vorfeld hätte ihre Tochter einige Sprachstörungen gehabt, die durch Logopädie jedoch vor der Einschulung gut aufgefangen werden konnten. 

Auch die Grundschullehrerin sah die Lesekompetenz der sonst klugen Tochter mit Besorgnis und bat die Eltern, da an der Schule keine auf die Lesestörung ausgerichtete adäquate und qualifizierte Förderung der Tochter vorgenommen werden konnte, sich an  eine Legasthenietherapeutin  zu wenden, um eine qualitative Leseförderung für das Kind zu ermöglichen, vor allem, weil das Kind bereits mit Schulunlust und vielen Ängsten kämpfte und es ein sehr niedriges Selbstbild von sich selbst entwickelt hatte. Es ginge auch darum, die sich abzeichnende Abwärtsspirale in den gesamten Schulleistungen des grundsätzlich leistungsfähigen und begabten Kindes zu stoppen.

Die Eltern suchten eine Legasthenietherapeutin auf, die sowohl einen Lese- und Rechtschreibtest als auch einen Intelligenztest vornahm. Das Ergebnis war eindeutig: erhebliche Lesestörung bei überdurchschnittlicher allg. Intelligenz (IQ 111).

Die Eltern fingen, um keine Zeit zu verlieren, mit einer privat finanzierten Therapie bei der Legasthenietherapeutin an, und es konnten sogar nach einem 1/2 Jahr bereits relativ gute Erfolge verzeichnet werden. Jedoch waren die Erfolge nicht so groß, dass die Therapie beendet werden konnte. 

Die teuere Finanzierung der privat zu zahlenden Förderung stellte sich für die Eltern im Verlauf als schwierig dar, sodass die Eltern auf Anraten der Legasthenietherapeutin einen Antrag auf Übernahme der Kosten für die ambulante Legasthenietherapie gem. § 35a SGB VIII beim Jugendamt (in OWL) stellten. Mit dem Antrag legten sie eine Stellungnahme von der Schule bei, dass eine qualifizierte Förderung, die dringend notwendig gewesen wäre, im Schulkontext in der Form nicht zu leisten sei. Es scheitert nicht nur daran, dass personell eine auf die individuellen Probleme des Kindes zugeschnittene Förderung zeitlich nicht möglich  war, sondern auch daran, dass auf dafür qualifizierte Lehrkräfte nicht zugegriffen werden konnte.

Der allgemeine soziale Dienst des Jugendamtes verwies bei Vorlage der Ergebnisse der Diagnostik durch die Legasthenietherapeutin - zu Recht - auf § 35a Absatz 1a, Satz 4 SGB VIII, wonach die Diagnostik und Feststellung einer Lese- und Rechtschreibstörung nicht von der Person durchgeführt werden darf, die gleichzeitig auch die Hilfe und Förderung des Kindes vornimmt.

Das Jugendamt bat die Eltern um die Einholung einer Stellungnahme bei dem freien Träger, mit dem das Jugendamt in Kooperation zusammen arbeitet, oder um eine Stellungnahme des Gesundheitsamtes der Kommune (in OWL).

Die Eltern wandten sich an das Gesundheitsamt Anfang des 2. Halbjahres; dort nahm  eine Ärztin die Diagnostik vor. Die Testdurchführung erfolgte ohne vorherige Herstellung eines Vertrauensverhältnisses mit dem Kind, sodass das ängstlich/emotional belastete und weniger selbstsichere Kind bereits schon mit Testbeginn benachteiligt war. Für Gespräche mit den Eltern und Verhaltensbeobachtungen des Kindes wurde aus Zeitgründen keine Zeit eingeräumt. Erst im Juni des gleichen Jahres teilte das Gesundheitsamt - ohne dass die Eltern über die Ergebnisse informiert worden waren - dem Jugendamt mit, dass beim Kind eine Minderbegabung vorliege, für dessen Förderung die Schule (sonderpäd. Förderbedarf) zuständig sei. 

Das Jugendamt teilte nun den Eltern mit, dass sie den Antrag deshalb ablehnen werde und bat nunmehr nur noch der Form halber um Stellungnahme der Eltern. 

Da das Widerspruchsverfahren in NRW abgeschafft worden ist, bleibt den Eltern nur noch der Klageweg offen, der sich für das Kind als alles andere als eine Beschleunigung der notwendigen und angemessenen Hilfe herausstellen wird. .

Ohne auf die Bedingungen einzugehen, die für die Feststellung einer seelischen Behinderung gem. § 35a SGB VIII des Jugendamtes vorliegen müssen, möchte ich auf 2  Kernfragen eingehen: 

1. Wo sollten sich Eltern als erstes hinwenden, wenn der Verdacht einer Lese- und Rechtschreibstörung oder Rechenstörung zu klären ist?

2. Wer darf eine Legasthenie/Dyskalkulie (Lese- und Rechtschreibstörung/ Rechenstörung) diagnostizieren?

Zu 1 Die Diagnostik der Legasthenie/Dyskalkulie ist eine multiaxiale Ausschlussdiagnostik  gem. ICD 10 der WHO und gehört damit zur Heilbehandlung. Der erste Weg sollte zum Pädagogen führen, der gemeinsam mit den Kindseltern nach Ursachen sucht und weitere notwendig werdende Maßnahmen aufzeichnen kann. Gleichzeitig sollte aber der Kinder- und Jugendarzt aufgesucht werden, der dann ggf. an geeignete und qualifizierte  Stellen zwecks Diagnostik überweisen kann.

Zu 2 Wer darf eine Legasthenie/Dyskalkulie (Lese- und Rechtschreibstörung/ Rechenstörung) diagnostizieren?

Da die Diagnostik eine multiaxiale Ausschlussdiagnostik ist, und damit u.a. auch eine Anamnese umfasst und Testungen stets über den schulischen Bildungsauftrag hinausgehen, sind Testungen und Diagnostik Eingriffe in die körperliche Unversehrtheit und greifen damit in das Persönlichkeitsgrundrecht nach Art 2 Abs. 1 GG ein. Deshalb dürfen Diagnostik und Testung 1. nur mit Einverständnis der Personensorgeberechtigen erfolgen und 2. dann nur durch dafür ausgebildete Fachkräfte erfolgen (Johanna Zier in “Recht für Diplompsychologen - Eine Einführung” - 2002, Seite 53ff).

Wer darf eine Legasthenie/Dyskalkulie NICHT diagnostizieren?

Lehrer dürfen Leistungstests, Fähigkeitstests, Lese- und Rechtschreibtests sowie Rechentests durchführen. Sie dürfen jedoch keine Intelligenz- oder Persönlichkeitstests durchführen und keine Legasthenie/Dyskalkulie-Diagnostik vornehmen, da dies außerhalb des pädagogischen Auftrages liegt. Ihnen fehlt darüber hinaus die fachliche Ausbildung (Johanna Zier).

Schulpsychologen und Diplom-Psychologen dürfen psychologische Tests, durchführen, nicht jedoch eine Legasthenie/Dyskalkulie-Diagnostik, da diese zur Heilbehandlung gehören, wofür eine Approbation notwendig ist.

Nicht approbierte psychologische Psychotherapeuten dürfen ebenfalls nicht diagnostizieren, wie im Übrigen auch alle Ärzte nicht, die keinen Nachweis über “besondere Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und Jugendlichen” verfügen.

Mit Änderung des SGB VIII im Jahr 2005 (KICK) hat der Gesetzgeber in § 35a SGB VIII für die Feststellung einer seelischen Behinderung die Berufsgruppen präzisiert, die auf Basis einer multiaxialen Diagnostik nach WHO eine seelische Störung (z.B. Legasthenie mit Sekundärstörungen) diagnostizieren und nach ICD10 klassifizieren dürfen. 

Danach dürfen:

· 1. Ärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie

· 2. Approbierte Kinder- und Jugendpsychotherapeuten, 

und um die Versorgung zu garantieren:

· 3. Ärzte oder approbierte psychologische Psychotherapeuten, die nachweislich besondere Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei Kindern       und Jugendlichen haben 

· diagnostizieren und klassifizieren.
Auch wenn in § 35a Abs. 1a Satz 1 SGB VIII steht, dass ....”der Träger der öffentlichen Jugendhilfe (Jugendamt) die Stellungnahme .... einzuholen. ....” hat, so heißt das nicht zwingend, dass das Jugendamt auch tatsächlich Auftraggeber der Stellungnahme zu sein hat. 

Der Gesetzgeber hat mit dem Wortlaut lediglich verdeutlichen wollen, dass die Feststellung der seelischen Störung nicht selbst vom Jugendamt getroffen werden darf!!! (vgl. Wiesner in “Wiesner, 2006, Seite 554). 

Die Eltern können initiativ eine Diagnostik und Stellungnahme von einen der im § 35a SGB VIII aufgeführten Berufsgruppen erstellen lassen - soweit der Kinderarzt dies befürwortet und eine entsprechende Überweisung an einen der Vertreter der Berufsgruppen ausstellt. Das Jugendamt sollte bei nicht Vorliegen einer qualifizierten Diagnostik und Stellungnahme bei Antrag i.d.R. 3 geeignete Stellen vorschlagen, bei denen eine qualifizierte Diagnostik von einen der oben aufgeführten Berufsgruppen möglich ist. Die Kosten hierfür hat das Jugendamt dann zu übernehmen.

Erste entscheidende Voraussetzung:

 Feststeller (Diagnostiker) und Leistungserbringer (Therapeut) dürfen nicht die Gleichen sein  (§ 35a Absatz 1a Satz 4 SGB VIII), um wirtschaftliche Interessen zu verhindern. 
Zweite entscheidende Voraussetzung:

 Die Qualität der Stellungnahmen muss gesichert sein, die der Gesetzgeber durch die Präzisierung der Berufsgruppen, die diagnostizieren und Stellungnahmen abgeben dürfen, gewährleistet hat (§ 35a Absatz 1a Satz 1 SGB VIII). 

In unserem Fall bedeutet das:
Die Diagnostik bei der Lerntherapeutin im obigen Beispiel ist aufgrund der 1. Voraussetzung  nicht verwertbar.

[Zitat-Anfang] “Es gibt bei § 35a SGB VIII kein Amtsarztgebot (Gesundheitsamt). Im Gegenteil....” 

...“Da ein Facharzt in den wenigsten Fällen im Gesundheitsamt vorgehalten wird, per se im Gesetz weder ein Amtsarztgebot noch die Anzweifelung eines für die Feststellung der Eingangsvoraussetzungen befähigten Arztes vorgesehen ist, gibt es keine Rechtfertigung oder Grundlage für eine Begutachtung durch einen Amtsarzt wie früher im Rahmen der Eingliederungshilfe nach § 39 BSHG.” ...

und darüber hinaus, was in den Beratungsgesprächen auch immer wieder berichtet wird:
...“Wenn Eltern ihre Mitwirkungspflicht nach § 62 SGB I durch die Vorstellung ihres Kindes zur Untersuchung bei einem Facharzt nachgekommen sind, kann grundsätzlich nicht verlangt werden, dass ein zweiter Arzt, sei es ein Amtsarzt oder ein sonstiger Vertrauensarzt bzw. -psychotherapeut des Jugendamts, konsultiert wird.” ...[Zitat-Ende]

(Zitat: Prof. Jörg M. Fegert, et al: in “Stellungnahme zur Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII der Kommission Jugendhilfe der kinder- und jugendpsychiatrischen Fachgesellschaften” in JAmt Heft 4/2008 Seiten 177-186; Seite 180) 

Im Fall fehlender Nachvollziehbarkeit einer Stellungnahme oder fehlender Ausführungen zu den einzelnen Achsen der vorliegenden Stellungnahmen, MUSS das Jugendamt entweder Rückfragen an den Arzt/Psychotherapeuten stellen, oder, soweit keine Klärung erfolgt, die Eltern auffordern, eine weitere Stellungnahme einzuholen (vgl. Prof. Jörg M. Fegert a.a.O, Seite 180).

Fehlende Anamnese, fehlende Berücksichtigung der Stellungnahmen der Schule, fehlende Elterngespräche, fehlendes Vertrautmachen mit dem Kind im Vorfeld der Testverfahren, fehlende Verhaltensbeobachtungen des Kindes, fehlende Erläuterungen der Testergebnisse und fehlende Aufzeichnung der den tatsächlich kognitiven Fähigkeiten angemessenen erforderlichen, notwendigen und möglichen Fördermaßnahmen für das Kind, etc. weisen auf erhebliche “Kunstfehler der Diagnostik” hin (Christoph Perleth, Universität Rostock (u.a. Seite 3).

Bei der Ärztin des Gesundheitsamtes der Kommune in OWL bestehen erhebliche Zweifel daran, dass sie zu einer der in § 35a Absatz 1a Satz 1 SGB VIII aufgeführten Berufsgruppen gehört, da offensichtlich ist, dass besondere Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei Kinder und Jugendlichen fehlen.
Und andererseits ist mittlerweile aufgrund der klammen Kassen der Kommunen auch zunehmend fraglich, ob es nicht auch zur Interessenkollision kommt, wenn die Diagnostik und Stellungnahmen von abhängigen Stelle des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe erfolgt, oder wenn der Briefkopf des Jugendamtes mit dem des Gesundheitsamt identisch ist. 

Frau M. wird nichts anderes übrig bleiben, eine fachlich korrekte und unabhängige Diagnostik an anderer Stelle zu wiederholen. Eine weitere qualifizierte Diagnostik wäre auch deshalb nunmehr wichtig, um ggf. eine falsche Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs mit Schwerpunkt “Lernen” (Lernbehinderung) zuvor zu kommen. Denn dem Kind wäre mit einer Zuweisung auf den dazugehörenden Förderort durch die Bezirksregierung, in Ermangelung der fehlenden Darstellung einer integrativen  sonderpädagogische Förderung an der Ursprungsschule, bei einem voraussichtlich mindestens durchschnittlichem IQ noch weniger gedient.

Um multiple Austestungen dem Kind zu ersparen, sollten Eltern sich grundsätzlich vor irgendeiner Austestung beim Kinderarzt darüber informieren, wo bei Verdacht einer Legasthenie/Dyskalkulie eine fachliche und anerkannte multiaxiale Diagnostik nach WHO und ggf. Klassifizierung nach ICD 10 gem. § 35a SGB VIII möglich ist. 

Abschließend nur kurz zu Datenschutz: Es besteht allein schon aus dem Bundesdatenschutzgesetz und im Besonderen aus dem Datenschutzgesetz des SGB VIII das Recht auf voll umfängliche Auskunft über sämtliche erhobenen, verarbeiteten und gespeicherten Daten (Gesundheitsamt, Jugendamt). Ebenso besteht ein Recht auf Akteneinsicht. Das heißt, dass das Gesundheitsamt verpflichtet ist, den Eltern auf Wunsch vollumfänglich Auskunft zu erteilen. Die Eltern haben ein Recht auf Akteneinsicht und in sämtliche darin befindlichen Unterlagen (Testverfahren, Testergebnisse im Einzelnen, Vermerke, Vermerke von Telefonaten, etc). Die Eltern können sich Kopien von sämtlichen Unterlagen erstellen lassen. 
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